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bevoliméachtigt:
Rechtsanwiélte Peter Koch und Kollegen,
HohenzollernstralRe 25, 30161 Hannover

gegen -
die Bundesrepublik Deutschiand,

| Beklagte,
bevollméchtigt:

wegen Besoldung und Versorgung
hat das Verwaltungsgericht Kassel - 1. Kammer - durch
| Richter am VG

als Einzelrichter auf Grund der miindlichen Verhandlung vom 2. Oktober 2014 fir Recht
erkannt:

Die Bescheide der Deutschen Telekom AG vom 23. April 2012 und vom 27. Juni

2012 und der Widerspruchsbescheid vom 13, September 2012 werden aufgeho-
ben. '

~ Die Kosten des Verfahrens hat die Beklagte zu tragen.


Geschäftsführung
Stempel Bundesvorstand
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_ Das Urteil ist hinsichtlich der Kosten vorlaufig volistreckbar. Die Beklagte darf die
Vollstreckung gegen Sicherheitsleistung in Hohe der festgesetzten Kosten abwen-
den, wenn nicht der Klager vor der Vollstreckung Sicherheit in gleicher Hohe leis-
tet.

Tatbestand

Der Kldger steht seit 1984 als Beamter in Diensten der Deutschen Telekom AG bzw. deren

Rechtsvorganger. Sein letzter Dienstort seit dem ist|

- Mit Bescheid vom 23. Oktober 1990 setzte die Beklagte das Besoldungsdienstalter des
Ktégers auf den 1. Januar 1984 fest.

Vom 1. August 1997 bis zum 31. Oktober 2004 war der Klager im Rahmen einer soge-
nannten Insichbeurlaubung als Arbeitnehmer bei der Deutschen Telekom AG tétig. Nach

Beendigung der Beurlaubung erhielt der Klager wieder die reguldre Beamtenbesoldung.

Mit Bescheid vom 23. April 2012 teilte die Beklagte dem Kiéger mit, dass er nach Ende der
Insichbeurlaubung seit dem 01. November 2004 aus der falschen Dienstaltersstufe heraus
bezahlt worden sei. Richtigerweise héatten seine Bezlige vom 1. November 2004 bis zum
31. Juni 2009 ahstatt aus der Dienstaltersstufe 12 aus der Dienstaltersstufe 9 berechnet
‘werden missen. Vom 1. Juli 2009, nach Einfihrung der besoldungsrechtlichen Regelun-
gen aus dem Dienstrechtsneuordnungsgesetz, bis zum 30. April 2012 sei er anstatt aus
der Erfahrungsstufe 6+ aus der Erfahrungsstufe 8 besoldet worden. Mit Schreiben vom 08.

Juni 2012 wurde der Kléger angehbrt.

Mit Bescheid vom 27. Juni 2012 forderte die Beklagte von dem Klager Giberzahlte Beziige
fair den Zeitraum 1. Januar 2009 bis 30. April 2(5!12 in Hohe von 6.868,05 € zuriick. Zur Be-
grﬁndung verwies sie auf ihr Schreiben vom 23. April 2012 und filhrte weiter aus, Grinde
fiir einen Verzicht seien nicht erkennbar, gegebenenfalls kdnne eine Ratenzahlung verein-
bart werden.

Gegen den Bescheid der Beklagten vom 23, April 2012 legte der Klager mit Schreiben vom
23. Mai 2012 und gegen den Bescheid vom 27. Juni 2012 mit Schreiben vom 03. Juli 2012

Widerspruch ein. Er trug vor, die Berechnung der Gesamtforderuhg der Beklagten sei flir
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ihn nicht nachvoliziehbar. Dariiber hinaus berufe er sich auf den Wegfall der Bereicherung. _
Diesen kénhe er auch mit entsprechenden Belegen nachweisen. Weiter sei er {iber die
Moglichkeit, sich auf den Wegfall der Bereicherung nach Ziff. 12.2.11 der Verwaltungsvor-
- schriften zum BBesG zu berufen, nicht hingewiesen wprden. SchiieRlich fihrte de‘r Klager
aus, es sei keine ordnungsgemaie BiIIigkeitsentscheidurig nach.§ 12 Abs. 2 S. 3 BBesG
erfolgt. | |

Den Widerspruch des Klagers wies die Beklagte mit Wider_spruchsbescheid vom 13. Sep-
tember 2012, zugestelit am 15. September 2012, zuriick.

Am 15. Oktober 2012 hat der Klager Klage erhoben. Er trégt ergénzend vor, dass die Be-
scheide und der Widerspruchsbescheid nicht hinreichend begriindet worden seien. Weder
im Bescheid vom 23. April 2012 noch im Bescheid vom 27. Juni 2012 der Beklagten habe
sich eine genaue Forderungsaufstellung oder -berechnung befunden. Auch die im Wider-
spruchsbesch_eid vom 13. September 2012 enthaliene ,,Aufstellung"der Uberzahlung zu
den Erfahrungsstufen” sei nicht geeignet, die geltend gemachte'Forderung zu stiitzen.

SchlieRlich gehe der Widerspruchsbescheid auch nicht auf die Verwaltungsvorschrift Ziff.

12.2.12 zum Bundesbesoldungsgesetz ein, die einen Wegfall der Bereicherung unterstelle.
Der Klager beantragt,

die Bescheide der Beklagten vomn 23. April 2012 und vom 27. Juni 2012 und den
Widerspruchsbescheid der Beklagten vom 13. September 2012 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.
Die Beklagte tragt vor, dass der Kldger sich nicht auf den Wegfall der Bereicherung beru-
fen kénne, da ihm bereits am Anfang des Uberzahlungszeitraumes der Fehler hatte auffal-
len miissen. Es hatte dem Klager zum 1. November 2004 auffallen missen, dass er sich
im Alter von nur 41 Jahre bereits in der Endstufe 12 der Besoldungsgruppe A 12 befunden
habe. Das gleiche gelte ab 2009 fiir die Erfahrungsstufen. Dem Klager hatte auch zum 1.
Juli 2009 auffallen mitssen, dass er sich in einer falschen Uberleitungsstufe befunden ha-
be. Er hitte die Berechnung Giberpriifen missen. Schlieflich ist die Beklagte der Auffas-
sung, die Einrdumung einer Ratenzahlung geniige den Anforderungen einer Billigkeitsent-
scheidung. |
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~ Die 1. Kammer des Verwaltungsgerichts Kassel hat den Rechtsstreit mit Beschiuss vom
30. Juli 2014 dem Berichterstatter als Einzelrichter zur Entscheidung tbertragen.

Hinsichtlich weitere'r Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der Ge-
richtsakte sowie auf die Niederschrift zur miindlichen Verhandlung verwiesen. Dem Gericht
liegen die Sachakte, zwei Bande VenNaitungsakten und ein Band Personalakte vor; auch

~diese Unterlagen sind zum Gegenstand der Entscheidungsfindung gemacht worden.

Entscheidungsgriinde

Die zulassige Klage ist begrindet.

Die Bescheide der Deutschen Telekom vom 23. April 2012 und vom 27. Juni 2012 und der
Widerspruchsbescheid vom 13. September 2012 sind rechtswidrig und verletzen den Kia-
ger in seinen Rechten (§ 113 Abs. 1 S. 1 VwGO).

Rechtsgrundlage flir die Rilckzahlung Uiberzahlter Dienstbeziige ist § 12 Abs. 2 BBesG.
Dieser wird durch die Nr. 12 der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften des Bundesministe-
riums des Innern zum Bundesbesoldungsgesetz (BBesGVwV) vom 11. Juli 1997 (GMBI.
1997, 314) konkretisiert.

Die Riickforderungsbescheide vom 23, April 2012 und vom 27. Juni 2012 und der Wider-

spruchsbescheid vom 13. September 2012 sind sowohl aus formellen als auch aus materi- \

ellen Griinden rechtswidrig.

Zunachst ist die Riickforderungssumme hicht hinreichend inhaltlich-bestinimt. Ein Ver-
waltungsakt muss inhaltlich den §§ 37 Abs. 1 und 39 Abs. 1 VwGO entsprechen, d.h. er
muss sowohl inhaltlich hinreichend bestimmt als auch inhaltlich nachvoliziehbar begrindet
sein. In Ausfiilung der gesetzlichen Regelungen verlangt Nr. 12.2.20 BBesGVwV, dass
Ruckforderungsbescheide den Zeitraum, den 'Betrag der Uberzahlung, die Hohe des zu-

riickgeforderten Betrages sowie eine Rechtsbehelfsbelehrung enthalten missen.

Hier ist zwar die Hohe der geforderten Riickzahlung mit 6.868,05 € genannt. Es fehlt aber

sowohl den Ausgangsbescheiden als auch dem Widerspruchsbescheid jegliche nachvoll-

e
T .
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ziehbare Begriindung Uber das Zustandekomnﬁen des Betrages. Zwar ist dem Wider-

- spruchsbescheid eine Aufstellung {iber die zu viel gezahlten Betrége angehéngt. Diese
Aufstellung gibt aber keine Auskunft dariiber, in welchem Monat konkret welcher Betrag zu
viel auégezahlt wurde und welcher Betrag nur hitte ausgezahlt werden diirfen. Auch ist |
nicht nachvollziehbar, warum in den Ausgangsbescheiden die Rickforderung wohl noch

- fir den 'gesamten falsch eingestuften Zeitraum (2004-2012) geltend gemacht wird, wiah-
rend im Widerspruchsbescheid die Rﬁckforderung nur noch fir den Zéitraum von 2009-
2012 erfolgt.

Die Bescheide sind auerdem auch deshalb rechtswidrig, weil der Kléger vor deren Erlass
nicht hinreichend angehort wiirde. Nach Nr. 12.211 BBesGVWV hitte der Klager auf die
Mdglichkeit der Entreicherung hingewiesen werden missen. Dies ist jedoch nicht erfoigt
und zwar weder vor Erlass der Ausgangsbescheide noch vor Erlass des Widerspruchsbe-
scheides. | o

Die ahgefochtenen Bescheide sind auch materiell rechtswidrig, da der Kidger zur Recht |
den Entreicherungseinwand vorgebracht hat.

Zwar kann nach Nr. 12.2.12 BBesGVwV der Wegfall der Bereicherung hier nicht ochne na-
here Prt’jfung unterstellt werden. Denn die zu viel gezahlten Bezﬁge.ﬂbersteigen mehr als
10% des insgesaimt zustehenden Betrages oder hdchstens 153,39 €. Ausgehend von dem
im Schreiben der Beklagten vom 13. September 2012 genanntén Uberzahlungszeitraum
von 40 Monaten (Januar 2009 bis April 2012) efgibt sich bei einem Gesamtbetrag von
6.868,05 € ein durchschnittlicher monatlicher Uberzahlungsbetrag von 171,70 €.

Der Kl&ger kann hier aber den Wegfall der Bereicherung nach § 818 Abs. 3 BGB geltend
,maéhen, da er durch seine Aufste!lung den Wegfall der Bereicherung nachweisen kann.
Denn im Hinblick darauf, dass der Hochstbetrag in Nr. 12.2.12 BBesGVwV bereits im Jah-
re 1997 festgelegt wurd-e, sind die Anfdi'derungen an den Nachweis der Entreicherung
nicht zu tiberspannen (so zutreffend VG Sigmaringen, Urteil \}om 12. November 2012 -1 K
1808/12 —, juris). Vorliegend ist der Bereicherungsbetrag nicht mehr im Vermdgen des Kla-
gers vorhanden, da er in den Jahren 2009 — April 2012 gréere Ausgaben getéﬁgt hat und
dies auch unter Beweis gestellt hat. Allein von November 2009 bis Mai 2010 hat der Klé'iger
fur eine Ausbildung in Transformations-Therapie 7.950,00 € ausgegeben.
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Der Kiager haftet auch nicht nach §12 Abs. 2 S. 2 BBesG i.V.m. §§ 818 Abs. 4, 819 BGB
verscharft mit der Folge,.dass er sich auf Entreicherung nicht berufen kénnte. Eine ver-

'schéirfte Haftung hat zur Vorauésetzung, dass der Empfsnger den Mangel des rechtlichen
Grundes entweder beim Empfang der Leiétung kennt oder hiervon spétererfahrt oder im

Fall der Rﬁckfordérung Uberzahlter Bezlige die Ubérzahlung offensichtlich war. Nach der
Rechtsprechung des Bundesvenmaltungsgerichts (vgl. BVerwG, Urteil vom 286, April 2012 -
2C1515/10,2 C 4/11 -, juris) liegt Offensichtlichkeit dann vor, wenn dem Beamten auf-
grund seiner Kenntnisse auffalien muss, dass die ausgewiesenen Betrage nicht stimmen

kénnen. Ihm muss sich aufdrangen, dass die Besoldungsmitteilung fehierhaft ist. Es ist

nicht ausreichend, wenn Zweife! bestehen, : | | .

In diesem Zusammenhang ist hier zu bedenken, dass der Kidger vom 01. August 1997 ~
31. Oktober 2004 insichbeuraubt war, also keine Beziige als Beamter erhielt, sondern als
Arbeitnehmer Gehaltsempfinger war. Wéhrend dieser Zeit musste er weder die Entwick-
lung des BesoldUngsrechts im Auge bghalten, noch traf ihn nach Wiederaufnahme der Be-
MUngen eine Uberp_rgf_tﬂgspﬂicht, ob seine Beziige zutreffend berechnet wor-

den waren. Es kann aus diesem Grund auch nicht von einer Offensichtlichkeit des Mangels
gesprochen werden, als er am 01. November 2004 Wieder Beamtenbeziige erhielt. Hieran
gri(nijpfend ist an diese Feststellung zu treffen, dass dann auch hinsichtlich der Uberlei-
tung in die neuen Erfahrungsstufen zum 01. Juli 2009 nicht von einer Offensichtiichkeit des
Mangeis ausgegangén werden kann, da es sich insoweit um die konsequente Fortsétzung |
der 2004 erfoigten fehlerhaften Zuordnung handelte.

Auch aufgrund "‘der-'Bezﬁgemitteilung musste sich dem Klager nicht aufdréngen, dass er zu
hohe Zahlungen erhielt. Die seitens der Bekiagten vorgelegte Beziigemitteilung 01/2009
enthalt in der Rubrik Persdnliche Daten unter anderem folgende Eintrage: ,BesGI/EG — A
12;.BesSt/GrSt = 12% Méglicherweise hitten diese Eintragungen dem Klager Veranlas-
sung geben kdnnen, sich bei dem zustindigen Bediensteten um Erlduterung der einzelnen
Merkmale zu bemihen. Von einer sich aufdréngenden Fehlerhaftigkeit der Beziigemittei-
lungen kann aber hier nicht gesprochen werden. '

|
| | |
Weiterhin sind die Ausgangsbescheide und der Widerspruchsbescheid auch deswegen ‘
materiell fehlerhaft,fWéi_l:ie‘ine'Bi!ligkeitsentscheidung nicht erfolgt ist. Nach § 12 Abs.2 8.3 !
BBesG kann aus Billigkeitsgriinden ganz oder teilweise von der Riickforderung abgesehen ’
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werden. Bei der Billigkeitsentscheidung ist besonders zu beriicksichtigen, in wessen Ver-
antwortungsbereich die Uberzahlung zuzuordhén ist und in welchem Male eine Verschul-
den oder Mitverschulden hierfiir ursachlich war. Ein Mitverschulden der Behérde an der
Uberzahlung ist in die Ermessensentschéidung nach § 12 Abs. 2 S. 3 BBesG einzubezie-
hen. Unter Gieichheitégesichtspunkten ist dies geboten, denn der Beamte, der nur einen
untergeordneten Verursachungsbeitrag fur die Uberzahlung gesetzt hat, muss besser ste-
hen als der Béamte, der die Uberzahlung allein zu verantworten hat. In Ansehung der ak-
tuellen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes (Urteil vom 26. April 2012-2C
411 ~ a.a.0.) erscheint ein Absehen von der Riickforderung in der GréBenordnung von 30
- % des Uberzahlten Betrages im Regelfall als angemessen. |

Die Beklagte hat hier die besonderen Anforderungen an eine Billigkeitsentscheidung nicht
beachtet. im vorliegenden Fall liegt der Grund der Uberzahlung in einer Falscheingabe im
SAP-Abrechnungssystem und der daraus resultierenden Falschberechnung. Da der Klager
mit der Falscheingabe nichts zu tun hatte, 'er' auch keine falschen Angaben gemacht hat,
ist die Fehlerhaftigkeit der erfolgten Uberzahlung ailein dem Verantwortungsbereich der
Beklagten zuzuordnen. Daher war es geboten, im Rahmen der Bil!igkeitsentscheidung der
Beklagten bereits vorab und ohne weitere Ermittiung der finanziellen Verhaltnisse des Kla-
gers eine Reduzierung der Riickforderung in Hohe von 30 % vorzunehmen. Weil die Be-

klagte dies unterlassen hat, fUhrt dies zur Fehlerhaftigkeit der Billigkeitsentsc'heidung.

Diese Fehlerhaftigkeit hat die Rechtswidrigkeit des gesamten Riickfbrderungsbescheides .
zur Folge, denn die Billigkeitsentscheidung modifiziert den Riickzahlungsanspruch und
betrifft damit den materiellen Bestand der Riickforderungsbescheide. Sie ist daher notwen-
diger Bestandtei! der Riickforderungsentscheidung (so ausdriicklich BVerwG, Urteil vom
26. April 2012 — 2 C 15/10 — a.a.0.). |

Die Bescheide vom 23. April 2012 und vom 27. Juni' 2012 und der Widerspruchsbescheid
vom 13. September 2012 waren daher aufgrund der formellen als auch materielien Fehler

aufzuheben. Sie verletzen den Kl&ger in seinen Rechten.

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 154 Abs. 1 VwWGO. Die Entscheidung zur vorl3u-
figen Vollstreckbarkeit folgt aus § 167 VwGO in Verbindung mit §§ 708 Nr. 11, 711 ZPO.



Rechtsmittelbelehrung
- Die Beteiligten kénnen die Zulassung der Berufung gegen dieses Urteil beantragen. Der
Antrag auf Zulassung der Berufuhg ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des voll-
standigen Urteils bei dem

Verwaltungsgericht Kassel

Tischbeinstrale 32
34121 Kassel

zu stellen. Er muss das angefochtene Urtéil bezeichnen. Innerhalb von zwei Monaten nach
. Zustellung des vollstindigen Urteils sind die Griinde darzulegen, aus denen die Berufung

© . zuzulassen ist. Die Begrundung ist, soweit sie nicht bereits mit dem Antrag vorgelegt wird,

bei dem
Hessischéen Vemaltungsgerlchtshof
Briider-Grimm-Platz 1 -3
34117 Kassel

einzureichen., '

Die Berufung ist nur zuzulassen, wenn

-—

. ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen,
die Rechtssache beédnderé tatsachliche oder rechtliche Schwierigkeiten _aufweist,

die Rechtssache grundsétzliche Bedeutung hat,

& woN

tungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshofe des Bundes

~oder des Bundesverfassungsgenchts abwelcht und auf dieser Abwelchung beruht
oder

3. ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel geltend
gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann.

Vor dem Hessischen ~Verwaltungsgerichtshof besteht gemaR § 67 Abs. 4 VGO Vertre-
tungszwang. Dies gilt auch fiir Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren beim Hessi-
schen Verwaltungsgerichtshof eingeleitet wird.

das Urteil von einer Entscheidung des Obervenrvaltungsgérichts des Bundesverwal-




